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hat der 2. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 28. Juni 2018 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Domgörgen  
und die Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. von der Weiden, Dr. Hartung, 
Dollinger und Dr. Günther 
 
 
für Recht erkannt: 
 
 

Die Urteile des Niedersächsischen Oberverwaltungsge-
richts vom 8. März 2017 und des Verwaltungsgerichts 
Hannover vom 15. September 2015 sowie der Bescheid 
des Beklagten vom 26. Juni 2013 werden aufgehoben. 
 
Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens in allen 
Rechtszügen mit Ausnahme der außergerichtlichen Kos-
ten der Beigeladenen, die diese selbst trägt. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin wendet sich gegen ihre Entlassung aus dem Amt als hauptberufli-

che Vizepräsidentin der beigeladenen Universität durch das beklagte Ministeri-

um. 

 

Die Klägerin war von 1998 bis 2006 Regierungsdirektorin an der Brandenbur-

gisch Technischen Universität Co. und von 2006 bis 2012 hauptberufliche Vize-

präsidentin im Beamtenverhältnis auf Zeit an der Technischen Universität Cl.  

 

Nach vorheriger Wahl durch den (Hochschul-)Senat der Beigeladenen wurde 

die Klägerin für den Zeitraum von April 2012 bis März 2018 unter Berufung in 

ein Beamtenverhältnis auf Zeit zur hauptberuflichen Vizepräsidentin der beige-
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ladenen Hochschule ernannt. Außer ihr gehörten dem Präsidium der Beigela-

denen eine Präsidentin und zwei nebenberufliche Vizepräsidenten an. Die Klä-

gerin war u.a. für die Bereiche Haushalt, Personal und Justiziariat verantwort-

lich; als für die Finanzverwaltung zuständiges Präsidiumsmitglied war sie au-

ßerdem Beauftragte für den Haushalt. 

 

Im Januar 2013 wählte der Senat der Beigeladenen alle vier Mitglieder des Prä-

sidiums ab. Im Folgemonat beschloss der Hochschulrat der Beigeladenen, die 

Abwahlvorschläge des Senats nicht zu bestätigen. Im März traten die Präsiden-

tin und die nebenberuflichen Vizepräsidenten von ihren Ämtern zurück; der Be-

klagte entließ diese drei Präsidiumsmitglieder noch im März jeweils aus dem 

Beamtenverhältnis auf Zeit bzw. aus dem Amt. Im April befasste sich der Senat 

mit der Entscheidung des Hochschulrats, den Entlassungsvorschlag nicht zu 

bestätigen. Er bestätigte seine eigene Abwahlentscheidung und bat das beklag-

te Ministerium, dem Entlassungsvorschlag zu folgen. 

 

Der Beklagte hörte die Klägerin an und entließ sie sodann mit Bescheid vom 

26. Juni 2013. 

 

Widerspruch, Klage und Berufung der Klägerin sind erfolglos geblieben. Das 

Oberverwaltungsgericht hat zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt:  

 

Die Klage sei als Anfechtungsklage zulässig, obwohl die Stelle der Klägerin 

zwischenzeitlich neu besetzt worden sei; die Anfechtung der Entlassung der 

Klägerin habe sich dadurch nicht erledigt. Die Klage sei aber unbegründet, weil 

die Entlassungsverfügung rechtmäßig sei. 

 

Die Klägerin könne - erstens - nicht erfolgreich geltend machen, ihre Entlassung 

sei schon deshalb rechtswidrig, weil die gesetzliche Regelung zur Abwahl und 

Entlassung hauptberuflicher Vizepräsidenten als Verstoß gegen das Lebens-

zeitprinzip des Art. 33 Abs. 5 GG verfassungswidrig sei. Denn die Klägerin sei 

durch eine Wahl als Akt demokratischer Willensbildung, der nur befristet wirke, 

in ihr Amt gelangt. Außerdem sei sie vollberechtigtes Mitglied des Leitungsor-

gans Präsidium gewesen und deshalb nicht primär mit der Hochschulverwal-
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tung betraut gewesen, sondern habe als Mitglied des Präsidiums selbst hoch-

schulpolitische Entscheidungen treffen können. Beides unterscheide sie von 

dem vom Bundesverwaltungsgericht entschiedenen Fall des brandenburgi-

schen Hochschulkanzlers. 

 

Die Entlassung der Klägerin sei - zweitens - auch nicht wegen etwaiger Mängel 

im Abwahlvorgang rechtswidrig. Zum einen sei die Mitwirkung eines Personal-

ratsmitglieds bei der Abwahl nach § 46 VwVfG unbeachtlich, da auch ohne 

dessen Stimme die für die Abwahl erforderliche Dreiviertelmehrheit in jedem 

Fall erreicht worden wäre. Zum anderen sei die Entlassungsverfügung auch 

nicht deshalb rechtswidrig, weil die Abwahlentscheidung entgegen der maßgeb-

lichen Regelung ohne Bestätigung durch den Hochschulrat geblieben sei. Die 

Wissenschaftsfreiheit wäre strukturell gefährdet, wenn sich die Abwahlent-

scheidung des Senats als dem mehrheitlich mit Hochschullehrern besetzten 

Organ der Hochschule nicht durchsetzen würde, sondern dem mehrheitlich mit 

Externen besetzten Hochschulrat ein Vetorecht zukäme. Wenn der Hochschul-

rat einen mit Dreiviertelmehrheit beschlossenen Abwahlvorschlag des Senats 

nicht bestätige, sei in verfassungskonformer Auslegung der Senat befugt, unter 

Auseinandersetzung mit dem Votum des Hochschulrats erneut zu entscheiden 

und mit Dreiviertelmehrheit die endgültige und für das Ministerium verbindliche 

Abwahl zu beschließen. 

 

Mit der bereits vom Oberverwaltungsgericht zugelassenen Revision beantragt 

die Klägerin, 

 

die Urteile des Niedersächsischen Oberverwaltungsge-
richts vom 8. März 2017 und des Verwaltungsgerichts 
Hannover vom 15. September 2015 sowie den Bescheid 
des Beklagten vom 26. Juni 2013 aufzuheben. 

 

Der Beklagte beantragt, 
 

die Revision zurückzuweisen. 
 

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt und sich zur Sache nicht geäußert. 
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II 

 

Die Revision der Klägerin ist begründet. Das angegriffene Berufungsurteil zu 

der auch gegenwärtig noch zulässigen Klage (1.) beruht auf einer Verletzung 

revisiblen Rechts (§ 137 Abs. 1, § 191 Abs. 2 VwGO, § 127 Nr. 2 BRRG, § 63 

Abs. 3 Satz 2 BeamtStG), nämlich auf einem Verstoß gegen §§ 40 und 48 

Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) in ihrer hier maßgeblichen Fassung 

(2.) und § 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) 

i.V.m. 46 VwVfG (3.).  

 

1. Die Klage ist unverändert zulässig. Weder die nach der Entlassung der Klä-

gerin aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit erfolgte Ernennung eines Nachfol-

gers noch der Umstand, dass inzwischen auch die Amtszeit der Klägerin abge-

laufen ist, haben eine Erledigung der Entlassungsverfügung bewirkt; von dieser 

gehen weiterhin jedenfalls besoldungs- und versorgungsrechtliche Rechtswir-

kungen aus. 

 

2. Die Annahme des Oberverwaltungsgerichts, §§ 40 und 48 NHG a.F. seien 

einer verfassungskonformen Auslegung zugänglich, wonach der Senat der 

Hochschule ein verbeamtetes Präsidiumsmitglied auch ohne die in § 40 Satz 2 

NHG a.F. vorgesehene Bestätigung durch den Hochschulrat entlassen kann, 

überschreitet die Grenzen verfassungskonformer Auslegung.  

 

§ 40 NHG in der im vorliegenden Fall maßgeblichen Fassung der Neubekannt-

machung vom 26. Februar 2007 (GVBl. S. 69 - NHG 2007) lautete wie folgt: 

"Der Senat kann mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder einzelne 

Mitglieder des Präsidiums abwählen und damit deren Entlassung vorschlagen. 

Der Vorschlag bedarf der Bestätigung des Hochschulrats." Gemäß § 48 Abs. 1 

NHG in der Fassung des Gesetzes vom 10. Juni 2010 (GVBl. S. 242 - NHG 

2010) ernennt oder bestellt und entlässt das Fachministerium die Mitglieder des 

Präsidiums. 
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a) § 127 Nr. 2 BRRG, der nach § 63 Abs. 3 BeamtStG fortgilt, ermöglicht die 

Revision bei einer Verletzung von Landesrecht, sofern es sich um eine Klage 

aus dem Beamtenverhältnis handelt. Eine Klage aus dem Beamtenverhältnis ist 

eine solche, bei der der Streit um ein sich aus einem konkreten Beamtenver-

hältnis ergebendes Rechtsverhältnis eines Beamten geht (BVerwG, Beschluss 

vom 9. Juli 1965 - 8 B 44.63 - Buchholz 230 § 127 BRRG Nr. 13 S. 21). Aus 

dem Anknüpfungspunkt im Beamtenverhältnis folgt, dass es um Normen gehen 

muss, die - ungeachtet ihrer formalgesetzlichen Einbindung (hier: im Landes-

hochschulgesetz) - materiell dem Landesbeamtenrecht zuzuordnen sind; dies 

ist insbesondere der Fall, wenn die Regelung Auswirkungen auf das Statusver-

hältnis des Beamten entfalten kann (BVerwG, Urteil vom 23. Juni 2016 - 2 C 

18.15 - Buchholz 421.20 HochschulR Nr. 58 Rn. 27). § 48 NHG a.F. regelt die 

dienstrechtliche Befugnis zur Entlassung eines Beamten auf Zeit, berührt also 

dessen Statusverhältnis und ist somit unmittelbarer dienstrechtlicher Natur. Die 

Auslegung dieser Bestimmung im Berufungsurteil ist revisibel. Dies gilt auch für 

die Auslegung des § 40 NHG a.F., denn die verfassungskonforme Auslegung 

von Landesrecht anhand von Bundesverfassungsrecht ist als Anwendung von 

Bundesrecht revisibel, d.h. das Revisionsgericht ist dabei nicht an die Ausle-

gung durch die Vorinstanz gebunden (vgl. BVerwG, Urteil vom 23. August 1994 

- 1 C 18.91 - BVerwGE 96, 293 <294>).  

 

b) §§ 40 und 48 Abs. 1 NHG a.F. enthalten eine gestufte Regelung für die Ab-

wahl und Entlassung von Mitgliedern des Präsidiums: In einem ersten Schritt 

kann der Senat - auf dessen Vorschlag das betreffende Präsidiumsmitglied für 

die Dauer von sechs Jahren in ein Beamtenverhältnis auf Zeit ernannt worden 

war (§ 38 Abs. 2 bis 4 und § 39 Abs. 1 NHG) - mit einer Mehrheit von drei Vier-

teln seiner Mitglieder das Präsidiumsmitglied abwählen und damit dessen Ent-

lassung vorschlagen. In einem zweiten Schritt bedarf dieser Entlassungsvor-

schlag der Bestätigung durch den Hochschulrat. Dem schließt sich dann in ei-

nem dritten Schritt die Entscheidung des Fachministeriums über die Entlassung 

des Präsidiumsmitglieds aus dessen Beamtenverhältnis auf Zeit an.  

 

Die Auslegung im Berufungsurteil, wonach der zweite Schritt des dreistufigen 

Verfahrens - die Bestätigung des Entlassungsvorschlags durch den Hochschul-
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rat - im Wege verfassungskonformer Auslegung entbehrlich sein kann, über-

schreitet die Grenzen verfassungskonformer Auslegung.  

 

c) Das Gebot verfassungskonformer Gesetzesauslegung verlangt, von mehre-

ren möglichen Normdeutungen, die teils zu einem verfassungswidrigen, teils zu 

einem verfassungsmäßigen Ergebnis führen, diejenige vorzuziehen, die mit 

dem Grundgesetz in Einklang steht. Eine Norm ist daher nur dann für verfas-

sungswidrig zu erklären, wenn keine nach anerkannten Auslegungsgrundsätzen 

zulässige und mit der Verfassung zu vereinbarende Auslegung möglich ist. 

Lassen der Wortlaut, die Entstehungsgeschichte, der Gesamtzusammenhang 

der einschlägigen Regelungen und deren Sinn und Zweck mehrere Deutungen 

zu, von denen eine zu einem verfassungsmäßigen Ergebnis führt, so ist diese 

geboten. Auch im Wege der verfassungskonformen Interpretation darf aber der 

normative Gehalt einer Regelung nicht neu bestimmt werden. Die zur Vermei-

dung eines Nichtigkeitsausspruchs gefundene Interpretation muss daher eine 

nach anerkannten Auslegungsgrundsätzen zulässige Auslegung sein. Die 

Grenzen verfassungskonformer Auslegung ergeben sich damit grundsätzlich 

aus dem ordnungsgemäßen Gebrauch der anerkannten Auslegungsmethoden. 

Der Respekt vor der gesetzgebenden Gewalt gebietet es dabei, in den Grenzen 

der Verfassung das Maximum dessen aufrechtzuerhalten, was der Gesetzgeber 

gewollt hat. Er fordert mithin eine verfassungskonforme Auslegung der Norm, 

die durch den Wortlaut des Gesetzes gedeckt ist und die prinzipielle Zielset-

zung des Gesetzgebers wahrt. Die Deutung darf nicht dazu führen, dass das 

gesetzgeberische Ziel in einem wesentlichen Punkt verfehlt oder verfälscht wird 

(stRspr, vgl. BVerfG, Beschlüsse vom 19. September 2007 - 2 BvF 3/02 - 

BVerfGE 119, 247 <274> und vom 6. Juni 2018 - 1 BvL 7/14 u.a. - NZA 2018, 

774, Rn. 72 ff., jeweils m.w.N.; BVerwG, Vorlagebeschluss vom 18. Juni 2015 

- 2 C 49.13 - Buchholz 11 Art. 33 Abs. 5 GG Nr. 132 Rn. 104 f. und Urteil vom 

21. April 2016 - 2 C 13.15 - BVerwGE 155, 35 Rn. 29). 

 

Im vorliegenden Fall ist bereits der Wortlaut der Norm (§ 40 Satz 2 NHG a.F.) 

als Ausgangspunkt und Grenze der Auslegung eindeutig dahingehend, dass die 

Entlassung eines Präsidiumsmitglieds nur nach vorheriger Bestätigung des Ent-

lassungsvorschlags des Senats durch den Hochschulrat zulässig ist. Dieser 
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Wortlaut des Gesetzes entspricht auch dem im Gesetzgebungsverfahren zum 

Ausdruck gekommenen Willen des historischen Gesetzgebers: 

 

So bedurfte gemäß der Vorgängerregelung des § 63c Abs. 5 und 6 NHG in der 

Fassung vom 26. Februar 2006 (GVBl. S. 69) ein Vorschlag des Senats zur 

Abwahl von Präsidiumsmitgliedern nur dann einer Bestätigung durch den Hoch-

schulrat, wenn der Senat den Abwahlvorschlag mit weniger als drei Vierteln 

seiner Mitglieder beschlossen hatte. In § 40 NHG a.F. regelte der Gesetzgeber 

sodann, dass (auch) ein mit Dreiviertelmehrheit beschlossener Abwahlvor-

schlag der Bestätigung durch den Hochschulrat bedarf. Eine solche Ausdeh-

nung der Mitwirkungsrechte des Hochschulrats lässt gerade nicht darauf 

schließen, dass der Gesetzgeber eine Regelung schaffen wollte, wonach der 

Senat sich über die Verweigerung der Bestätigung durch den Hochschulrat 

hinwegsetzen kann. 

 

Außerdem wurde bei der Schaffung von § 40 NHG a.F. das für einen Abwahl-

vorschlag erforderliche Quorum im Senat von einer Zweidrittelmehrheit in eine 

Dreiviertelmehrheit geändert. Auch dies lässt nicht darauf schließen, dass der 

Gesetzgeber die Absicht hatte, eine Regelung zu schaffen, wonach sich der 

Senat über den Hochschulrat hinwegsetzen kann - etwa als Ausgleich für die 

höheren Anforderungen an die Mehrheit im Senat.  

 

Nach den Gesetzesmaterialien ist vielmehr davon auszugehen, dass die Erhö-

hung der im Senat notwendigen Mehrheit ein Kompromiss gegenüber einer 

vollständigen Abschaffung des Abwahlrechts des Senats war. Der ursprüngli-

che Gesetzentwurf der Landesregierung (CDU/FDP) sah noch vor, das Abwahl-

recht des Senats zu streichen (LT-Drs. 15/2670 S. 18). Laut der Begründung 

des Gesetzentwurfs sollte dies dazu dienen, "während der Amtszeit der Präsi-

diumsmitglieder die gesetzlich festgelegten Verantwortlichkeiten und Zustän-

digkeiten klarer zur Geltung zu bringen", denn "die Amtszeit der Präsidiumsmit-

glieder [sei] grundsätzlich zeitlich begrenzt, sodass bereits die wiederkehrende 

Wahl für die notwendige Balance zwischen den Organen sorgt" (LT-Drs. 

15/2670 S. 56). Der Ausschuss für Wissenschaft und Kultur empfahl dem Land-

tag allerdings, den Gesetzentwurf der Landesregierung mit Änderungen anzu-
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nehmen, zu denen ein Abwahlrecht mit Dreiviertelmehrheit gehörte, wie es da-

raufhin in § 40 NHG a.F. auch geregelt wurde (LT-Drs. 15/3281). Dies beruhte 

auf einem Vorschlag der Regierungsfraktionen (Berichterstatterin MdL 

Graschtat, mündlicher Bericht, LT, 15. WP, 103. Plenarsitzung vom 8. Novem-

ber 2006, StenBer S. 12048, sowie schriftlicher Bericht, LT-Drs. 15/3505 S. 18). 

Die Abgeordnete Trost erklärte dazu für die CDU-Fraktion: "Der Gesetzentwurf 

sah vor, dass sowohl […] Präsidenten als auch […] Dekane für die Zeit ihrer 

Wahl nicht durch Abwahl ihres Amtes enthoben werden können. Hintergrund 

dieser Maßnahme … war nach Ausführungen des Fachministeriums das Ziel, 

die Präsidien und Dekane zu stärken und unabhängiger zu machen. Vor dem 

Hintergrund, dass dieser Personenkreis oft unattraktive und harte Entscheidun-

gen an der Hochschule oder sogar im eigenen Fachbereich durchsetzen muss, 

ist das nachvollziehbar. Wir können den Ausführungen des Ministeriums durch-

aus folgen. Jedoch halten wir es für eine demokratisch legitimierte Hochschule 

für durchaus sinnvoll, eine Abwahlmöglichkeit zu eröffnen. Unsere Auffassung 

wurde uns in der Anhörung seitens der Hochschulpräsidenten mehrfach bestä-

tigt. Aus diesem Grund haben wir beschlossen, dass der Senat mit einer Mehr-

heit von drei Vierteln seiner Mitglieder das Präsidium abwählen und dessen 

Entlassung vorschlagen kann. Der Vorschlag bedarf in diesem Fall der Zustim-

mung des Hochschulrates" (MdL Trost, LT, 15. WP, 103. Plenarsitzung vom 

8. November 2006, StenBer S. 12040). Der Abgeordnete Zielke ergänzte für die 

FDP-Fraktion: "Wir haben uns dafür eingesetzt und unsere Koalitionspartner 

auch davon überzeugen können, dass die Präsidenten der Hochschulen nicht 

nur gewählt werden, sondern entgegen dem Regierungsentwurf im Notfall auch 

abgewählt werden können, wenn auch mit einer hohen Hürde für die Abwahl; 

denn eine Präsidentin oder ein Präsident soll führen können und nicht bei jeder 

unpopulären Entscheidung um den Job fürchten müssen" (MdL Zielke, LT, 

15. WP, 103. Plenarsitzung vom 8. November 2006, StenBer S. 12047). 

 

Schließlich lässt auch die Begründung zum Gesetzentwurf von § 40 NHG 2015 

nicht darauf schließen, dass der historische Gesetzgeber bereits mit § 40 

Satz 1 und 2 NHG a.F. eine Regelung schaffen wollte, wonach sich der Senat 

über den Hochschulrat hinwegsetzen kann. Die im Gesetzentwurf der Landes-

regierung (LT-Drs. 17/3949 S. 23) enthaltene Annahme, dass es sich bei § 40 
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Satz 3 und 4 NHG 2015 - wonach dann, wenn der Hochschulrat den Vorschlag 

des Senats nicht bestätigt, der Senat einen Einigungsversuch in einer gemein-

samen Sitzung mit dem Hochschulrat unternimmt und bei dessen Erfolglosigkeit 

der Senat mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder abschließend über 

den Vorschlag entscheidet - lediglich um eine Klarstellung der bestehenden 

Rechtslage handelte, fand keine Entsprechung im parlamentarischen Verfah-

ren. Ausweislich der Gesetzgebungsmaterialien bestand im Landtag jedenfalls 

kein Konsens darüber, dass die Rechte des Senats nur klargestellt und nicht 

gestärkt würden. Dies gilt insbesondere für die Regierungsfraktionen; der Ab-

geordnete Holtz erklärte für die (Regierungs-)Fraktion der Grünen noch in der 

abschließenden Beratung im Plenum: "Der Senat als Ort akademischer Selbst-

bestimmung wird gestärkt, indem er künftig das Letztentscheidungsrecht bei der 

Abwahl von Präsidiumsmitgliedern hat" (MdL Holtz, LT, 17. WP, 81. Plenarsit-

zung vom 14. Dezember 2015, StenBer S. 7966).  

 

Eine verfassungskonforme Auslegung ist demgemäß angesichts des eindeuti-

gen Wortlauts des Gesetzes und des diesem entsprechenden Willens des his-

torischen Gesetzgebers ausgeschlossen.  

 

Aus dem vom Beklagten angeführten Urteil des erkennenden Senats zur Über-

nahme eines Hochschullehrers bei Überführung einer Hochschule in die Trä-

gerschaft einer Stiftung (BVerwG, Urteil vom 26. November 2009 - 2 C 15.08 - 

BVerwGE 135, 286 Rn. 29, 43 ff.) ergibt sich nichts anderes. Zwar heißt es dort 

in Übereinstimmung mit der bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung, 

dass dem Gesetzgeber bei der Regelung der Hochschulorganisation eine ver-

fassungsrechtliche Grenze insoweit gesetzt ist, als eine strukturelle Gefährdung 

der durch Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG geschützten freien wissenschaftlichen Betäti-

gung vermieden werden muss. Unter anderem bei Personalentscheidungen 

müsse der Gruppe der Hochschullehrer zumindest ein maßgebender, in Fragen 

der Forschung ein ausschlaggebender Einfluss eingeräumt werden, was bei der 

vorgesehenen Aufgabenübertragung auf den Stiftungsrat erfordere, dass dem 

Senat ein dauerhaft ausschlaggebender Einfluss auf die personelle Zusam-

mensetzung des Stiftungsrats eingeräumt werde und bei der Entscheidung des 

Fachministeriums über die Entlassung eines Mitglieds des Stiftungsrats aus 
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wichtigem Grund dem Votum des Senats maßgebende Bedeutung zukommen 

müsse (BVerwG, Urteil vom 26. November 2009 - 2 C 15.08 - BVerwGE 135, 

286 Rn. 51 ff.). Abgesehen davon, dass es sich um eine deutlich andere Fall-

konstellation als im vorliegenden Fall handelte (im Stiftungsmodell kommt dem 

Stiftungsrat die Funktion zu, die im Streitfall der des Ministeriums entspricht), 

kommt in diesem Urteil gerade nicht zum Ausdruck - und kann aus den vorge-

nannten Gründen auch nicht zum Ausdruck kommen -, dass auch ein eindeuti-

ger gesetzgeberischer Wille im Wege verfassungskonformer Auslegung über-

wunden werden könne. Vielmehr sollte den verfassungsrechtlichen Erfordernis-

sen bei der Auslegung eines unbestimmten Rechtsbegriffes - bei einem gerade 

nicht eindeutigen Gesetzeswortlaut - Rechnung getragen werden. 

 

d) Ob und wieweit die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) es erfor-

dert, dass der Senat die Möglichkeit haben muss, eine Nichtbestätigung seines 

Entlassungsvorschlags bezüglich eines Präsidiumsmitglieds zu überwinden, 

bedarf im vorliegenden Fall keiner Entscheidung. Die Entlassung eines Beam-

ten als statutsbeendende Maßnahme bedarf - sofern sie nach den Vorgaben 

des Art. 33 Abs. 5 GG überhaupt zulässig ist - stets einer gesetzlichen Grund-

lage; nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist es "eine der 

wichtigsten von Art. 33 Abs. 5 GG geschützten Regeln des Beamtenrechts […], 

daß […] jede Beendigung des Beamtenverhältnisses nur unter gesetzlich gere-

gelten Voraussetzungen und Formen zulässig ist" (BVerfG, Beschluss vom 

2. Dezember 1958 - 1 BvL 27/55 - BVerfGE 8, 332 <352 f.>). Im Übrigen wäre 

die Frage, ob im vorliegenden Fall ein Zeitbeamtenverhältnis zulässig ist und 

inwieweit die Wissenschaftsfreiheit des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG auch Abwahl- 

und ggf. Entlassungsbefugnisse des Senats gegenüber Präsidiumsmitgliedern 

gebietet, insbesondere nach den Maßgaben des Beschlusses des Bundesver-

fassungsgerichts vom 24. April 2018 - 2 BvL 10/16 - (NVwZ 2018, 1044, insbe-

sondere Rn. 80) zu beurteilen. 

 

3. Das angegriffene Berufungsurteil beruht außerdem auf einer Verletzung von 

§ 1 Abs. 1 NVwVfG i.V.m. § 46 VwVfG. 
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Die Teilnahme des Personalratsmitglieds K. an der Sitzung des Senats der Bei-

geladenen vom März 2013 verstieß gegen deren Grundordnung. Entgegen der 

Auffassung des Oberverwaltungsgerichts scheidet die Anwendung von § 46 

VwVfG auf diesen Verfahrensfehler aus. 

 

Gemäß § 46 VwVfG kann die Aufhebung eines nicht nichtigen Verwaltungsak-

tes nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er unter Verletzung von Vor-

schriften über das Verfahren, die Form oder die örtliche Zuständigkeit zustande 

gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung in 

der Sache nicht beeinflusst hat. Dass die von der Klägerin als Verstoß gegen 

die Grundordnung der Beigeladenen gerügte Teilnahme des Personalratsmit-

glieds K. an der Sitzung des Senats im Januar 2013 die Entscheidung in der 

Sache nicht beeinflusst hat, ist nicht offensichtlich. 

 

Ein Verstoß gegen Verfahrens-, Form- oder Zuständigkeitsvorschriften war nur 

dann offensichtlich ohne Einfluss auf die Entscheidung in der Sache, wenn das 

Gericht zweifelsfrei davon ausgehen kann, dass die Entscheidung ohne den 

Fehler genauso ausgefallen wäre. Ein Kausalzusammenhang ist zu bejahen, 

wenn nach den Umständen des jeweiligen Falles die konkrete Möglichkeit be-

steht, dass ohne den angenommenen Verfahrensmangel die Entscheidung an-

ders ausgefallen wäre (BVerwG, Urteil vom 30. Mai 1984 - 4 C 58.81 - 

BVerwGE 69, 256 <270>). Eine fehlerfreie Abwägungs- oder Ermessensent-

scheidung ist nicht gewährleistet, wenn an der Entscheidung ein Amtsträger 

mitgewirkt hat, der nach den geltenden Vorschriften nicht hätte mitwirken dürfen 

(vgl. BVerwG, Urteil vom 18. Dezember 1987 - 4 C 9.86 - BVerwGE 78, 347 

<356>). Eine kollegial zu treffende Ermessensentscheidung kann schon 

dadurch anders ausfallen, dass eine Person durch ihre Teilnahme an der Bera-

tung Einfluss auf die anderen Organmitglieder ausüben und diese zu einem 

abweichenden Abstimmungsverhalten veranlassen kann (vgl. OVG Münster, 

Beschluss vom 26. Mai 2014 - 19 B 203/14 - NWVBl 2015, 157 <160> m.w.N.).  

 

Dementsprechend bestand auch im Fall der Klägerin die Möglichkeit, dass das 

Personalratsmitglied K. durch seine Teilnahme an der Sitzung des Senats ins-

besondere im Januar 2013 die Entscheidung bezüglich der Abwahl und Entlas-
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sung der Klägerin beeinflusste, indem er Einfluss auf die anderen Senatsmit-

glieder ausübte. Das Berufungsgericht hat keine entgegenstehenden Feststel-

lungen getroffen, sondern hierzu im Wesentlichen nur die Entscheidungsgründe 

des Verwaltungsgerichts referiert, wonach es, "selbst wenn Herr [K.] für die Ab-

wahl gestimmt haben sollte, […] für die Dreiviertelmehrheit nicht mehr auf seine 

Stimme angekommen [sei]". Diese Feststellung betrifft indes nur den Zählwert 

der Stimme von Herrn K. bei der Abstimmung und nicht den Einfluss, den er 

schon durch seine Sitzungsteilnahme auf das Abstimmungsverhalten im Senat 

nehmen konnte.  

 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Beigeladene hat 

keine Kosten zu tragen, weil sie keine Anträge gestellt hat (§ 154 Abs. 3 VwGO) 

und keinen Anspruch auf Kostenerstattung, weil sie sich nicht durch Antragstel-

lung einem Kostenrisiko ausgesetzt hat, so dass eine Kostenerstattung nicht 

der Billigkeit entspräche (§ 162 Abs. 3 VwGO). 

 

 

Domgörgen                               Dr. von der Weiden                            Dr. Hartung 

 

                       Dollinger                                                  Dr. Günther 

 

 

B e s c h l u s s 

vom 28. Juni 2018 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 

43 063,49 € festgesetzt (§§ 40, 47 Abs. 1, § 52 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 

GKG). 

 

 

Domgörgen                             Dr. von der Weiden                             Dr. Günther 
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